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Vereinssatzung 
Stand: 2024 

 
 
 
 

§ 1 
Name, Sitz, Geschäftsjahr 

 
1. Der Verein führt den Namen Pfötchenhoffnung 
2. Er soll in das Vereinsregister eingetragen werden. Mit Eintragung führt er den Namens-

zusatz „e.V.”. 
3. Sitz des Vereins ist Bad Rappenau. 
4. Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

 
 
 

§ 2  
Zweck des Vereins 

 
1. Zweck des Vereins ist die Förderung des Tierschutzes im Sinne des § 52 Abs. 2 Nr. 14 

AO. 
2. Der Zweck des Vereins wird verwirklicht insbesondere durch: 
• Finanzielle und materielle Unterstützung von Tierheimen und Tierschutzorganisati-

onen in EU-Ländern mit Schwerpunkt Rumänien. 
• Gewährung von Hilfe und Unterstützung von Tieren im In- und Ausland durch Auf-

nahme in Pflegestellen. 
• Versorgung, Betreuung und Vermittlung in ein endgültiges zuhause Das Wohlerge-

hen der Tiere zu fördern und zum Wohle der Tiere zu beraten und zu informieren. 
• Betreiben von Inlands- und Auslandstierschutz durch Sicherstellung einer ausrei-

chenden tierärztlichen Versorgung der aufgegriffenen Tiere sowie durch Kastration   
und vorbeugenden Schutzimpfungen gegen Tierkrankheiten. 

• Die Vermittlung von herrenlosen Tieren und Abgabetieren im Inland und Ausland 
an tierschutzbewusste und verantwortungsbewusste Personen. 

• Einrichten von Pflegestellen für aufgenommene Tiere zur artgerechten Aufnahme. 
• Aufklärung und Entgegenwirken von Tiermissbrauch, insbesondere durch Vor- und 

Nachkontrollen von vermittelten Tieren. 
• Der Verein kann zur Umsetzung seiner Zwecke mit anderen Organisationen im In- 

und Ausland zusammenarbeiten, die gleichartige Zwecke verfolgen. Der Verein 
kann Hilfspersonen im Sinne des § 57 Abs. 1 Satz 2 AO nutzen. 
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§3  
Gemeinnützigkeit 

 
1 Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne 

des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke” der Abgabenordnung. 
2 Der Verein ist selbstlos tätig, er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwe-

cke. 
3 Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Die 

Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus den Mitteln des Vereins. Es darf keine 
Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind oder durch unverhält-
nismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden.  

4 Der Vorstand ist ehrenamtlich tätig.  
 
 

§ 4 
Mitgliedschaft 

 
1. Mitglied des Vereins kann jede natürliche und juristische Person werden.  
2. Der Antrag auf Aufnahme in den Verein ist an den Vorstand zu richten. Der Vorstand 

entscheidet über die Aufnahme.  
3. Die Mitgliedschaft endet durch Tod, bei juristischen Personen deren Erlöschen, Aus-

tritt oder Ausschluss. 
4. Der Austritt ist schriftlich gegenüber dem Vorstand zu erklären. Er ist nur mit einer 

Frist von zwei Monaten zum Ende eines Kalenderjahres zulässig.  
5. Ein Mitglied kann aus dem Verein ausgeschlossen werden, wenn es in grober Weise 

gegen die Vereinsinteressen verstoßen hat oder wenn es mit mindestens einem Jahres-
beitrag mit mehr als sechs Monaten in Verzug ist. Über einen Ausschluss entscheidet 
der Vorstand. Der Ausschluss wegen Zahlungsverzuges ist mit einer Frist von drei Mo-
naten schriftlich anzudrohen, im Übrigen ist dem Auszuschließenden vor der Be-
schlussfassung Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben.  

6. Gegen die Ablehnung der Aufnahme und gegen den Ausschluss aus dem Verein kann 
die betroffene Person binnen eines Monats nach Zugang der Entscheidung Beschwerde 
einlegen. Über die Beschwerde entscheidet die nächste Mitgliederversammlung. Die 
Beschwerde gegen den Ausschluss hat aufschiebende Wirkung. 

7. Die Mitgliederversammlung kann jede natürliche und juristische Person, die sich be-
sonders um den Verein verdient gemacht hat, zum Ehrenmitglied ernennen.  

 
 

§ 5 
Mitgliedsbeiträge 

 
1. Von den Mitgliedern werden Jahresbeiträge erhoben. Die Höhe des Mitgliedsbeitrags 

sowie die Fälligkeit werden von der Mitgliederversammlung beschlossen. Scheidet ein 
Mitglied während des laufenden Wirtschaftsjahres aus, so ist eine Erstattung von 
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Beiträgen, die für das laufende Wirtschaftsjahr im Voraus erbracht wurden, ausge-
schlossen.  

2. Die Mitgliederversammlung kann mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen die Er-
hebung von Aufnahmegebühren beschließen und deren Höhe festlegen. 

3. Das Stimmrecht eines Mitglieds ruht, solange es sich mit der Zahlung seines Mitglieds-
beitrags oder eines Teiles länger als sechs Monate im Verzug befindet.  

4. Von den Mitgliedern können Umlagen erhoben werden, wenn sie der Erfüllung des 
Vereinszwecks dienen und im Einzelfall zur Deckung eines außerordentlichen Bedarfs 
des Vereins erforderlich sind. Die Höhe sämtlicher in einem Wirtschaftsjahr erhobenen 
Umlagen darf den zweifachen Jahresmitgliedsbeitrag des jeweiligen Mitglieds nicht 
überschreiten. Über die Erhebung einer Umlage und deren Höhe entscheidet die Mit-
gliederversammlung.  

5. Ehrenmitglieder sind von der Verpflichtung zur Leistung von Beiträgen und Umlagen 
befreit.  

 
 

§ 6 
Organe des Vereins 

 
Organe des Vereins sind der Vorstand und die Mitgliederversammlung. 
 
 

§ 7 
Vereinsvorstand 

 
1. Der vertretungsberechtigte, geschäftsführende Vorstand im Sinne des § 26 BGB be-

steht aus 3 Mitgliedern – dem/der 1. Vorsitzenden, dem/der 2. Vorsitzenden und dem 
Kassenführer (in). 

2. Der erweiterte Vorstand besteht aus dem Vorstand im Sinne des § 26 BGB, dem 
Schriftführer (in) und bis zu 1 Beisitzer(in). Der erweiterte Vorstand ist nicht Vorstand 
im Sinne des Gesetzes (§ 26 BGB). Er nimmt lediglich die Funktionen wahr, die ihm 
der geschäftsführende Vorstand übertragen hat.  

3. Der geschäftsführende Vorstand vertritt den Verein gerichtlich und außergerichtlich. 
Dabei sind der 1. mit dem 2. Vorsitzenden, der 1. Vorsitzende mit dem Kassenführer 
sowie der 2. Vorsitzende mit dem Kassenführer gemeinschaftlich nach Paragraph 26 
BGB vertretungsberechtigt.  

4. Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung auf 3 Jahre gewählt, eine Wieder-
wahl ist zulässig. Die Vorstandsmitglieder bleiben auch nach dem Ablauf ihrer Amts-
zeit bis zur erfolgreichen Neuwahl des Vorstands im Amt. Scheidet ein Mitglied des 
Vorstands während der Amtsdauer aus, kann der Vorstand für die restliche Amtsdauer 
des Ausgeschiedenen ein Ersatzmitglied bestellen.  

5. Dem Vorstand können nur Vereinsmitglieder angehören. Eine Personalunion ist nicht 
zulässig. 
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§ 8 
Zuständigkeit des Vorstandes 

 
Der Vorstand ist für alle Angelegenheiten des Vereins zuständig, die nicht durch gegenwärtige 
Satzung einem anderen Vereinsorgan zugewiesen sind. Er hat insbesondere folgende Aufga-
ben: 

(a) Vorbereitung der Mitgliederversammlung und Aufstellung der Tagesordnung, 
(b) Einberufung der Mitgliederversammlung, 
(c) Ausführung der Beschlüsse der Mitgliederversammlung, 
(d) Verwaltung des Vereinsvermögens und Buchführung, 
(e) Erstellung der Jahreshaushaltspläne und der Jahresberichte, 
(f) Beschlussfassung über Aufnahme und Ausschluss von Mitgliedern. 

 
§ 9 

Beschlussfassung des Vorstandes 
 

1. Der Vorstand fasst seine Beschlüsse in Vorstandssitzungen oder auf schriftlichem 
Wege.  

2. Vorstandssitzungen sind vom 1. Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung vom 2. Vor-
sitzenden in Textform oder (fern-)mündlich unter Einhaltung einer Einberufungsfrist 
von einer Woche einzuberufen. Der Mitteilung einer Tagesordnung bedarf es nicht. 
Sitzungsleiter ist der 1. Vorsitzende, bei dessen Verhinderung der 2. Vorsitzende. Im 
Übrigen wird der Sitzungsleiter aus der Mitte der anwesenden Vorstandsmitglieder ge-
wählt.  

3. Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens zwei Mitglieder anwesend sind. Er 
entscheidet mit einfacher Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen. Bei Stimmen-
gleichheit entscheidet die Stimme des Sitzungsleiters. Die Beschlussfähigkeit des Vor-
standes setzt nicht voraus, dass sämtliche Vorstandsämter besetzt sind.  

4. Über die Vorstandssitzungen ist ein Protokoll zu führen, das Ort und Zeit der Sitzung, 
Namen der Teilnehmer, gefasste Beschlüsse und Abstimmungsergebnis enthalten soll. 
Das Protokoll dient Beweiszwecken. 

5. Vorstandssitzungen können auch in der Weise stattfinden, dass 
– alle Vorstandsmitglieder zu einer rein virtuellen Sitzung zusammentreten („Online-

Sitzung”) oder 
– einzelne Vorstandsmitglieder an der Sitzung ohne Anwesenheit an einem Sitzungsort 

teilnehmen und ihre Rechte, insbesondere ihr Stimmrecht im Wege der elektronischen 
Kommunikation ausüben („Hybrid-Sitzung”). 

Es kann auch gestattet werden, dass einzelne Vorstandsmitglieder ohne Teilnahme an 
einer Sitzung ihre Stimme spätestens bei Beschlussfassung in Textform abgeben 
(„Fernabstimmung”). Für Beschlüsse, bei denen sie ihre Stimme abgegeben haben, gel-
ten sie als anwesend. Die Art der Sitzung und die Möglichkeiten der Sitzungsteilnahme 
sowie die Einzelheiten des Verfahrens sind spätestens bei der Ladung zur Sitzung mit-
zuteilen.  

6. Außerhalb von Versammlungen können Vorstandsbeschlüsse gefasst werden, wenn 
alle Vorstandsmitglieder an der Beschlussfassung beteiligt wurden und bis zu einem 
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bei Aufforderung zur Stimmabgabe zu setzenden Termin mindestens die Hälfte der 
Vorstandsmitglieder ihre Stimmen in Textform abgegeben hat. Für die erforderlichen 
Mehrheiten gelten die Bestimmungen für Beschlussfassungen in Sitzungen. 

7. Über die Entlastung des Vorstandes ist auf dessen Antrag in der Mitgliederversamm-
lung Beschluss zu fassen.  

 
 

§ 10 
Mitgliederversammlung 

1. Die Mitgliederversammlung ist für folgende Angelegenheiten zuständig:  
(a) Wahl und Abberufung der Vorstandsmitglieder und des Kassenprüfers,  
(b) Beschlussfassung über Änderungen der Satzung,  
(c) Beschlussfassung über die Auflösung des Vereins,  
(d) Festsetzung der Höhe und der Fälligkeit des Jahresbeitrages,  
(e) Erhebung und ggf. Fälligkeit und Höhe etwaiger Beitragszuschläge, Aufnahmege-

bühren und Umlagen gemäß § 3 der Satzung, 
(f) Beschlussfassung über Beschwerden gegen die Ablehnung eines Aufnahmeantrags 

und gegen einen Ausschließungsbeschluss des Vorstands,  
(g) Ernennung von Ehrenmitgliedern,  
(h) Genehmigung des Haushaltsplanes und Entgegennahme des Jahresberichts und 

sonstiger Berichte des Vorstands, 
(i) Entlastung des Vorstands.  

2. Einmal jährlich, möglichst im ersten Quartal eines Jahres, findet die ordentliche Mit-
gliederversammlung des Vereins statt. Weitere (außerordentliche) Mitgliederversamm-
lungen sind einzuberufen, wenn es das Interesse des Vereins erfordert oder wenn die 
Einberufung von einem Zehntel der Mitglieder unter Angabe des Zwecks und der 
Gründe schriftlich vom Vorstand verlangt wird.  

3. Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll aufzunehmen, das 
von Versammlungsleiter und Protokollführer zu unterzeichnen ist. Protokollführer ist 
der Schriftführer, bei dessen Verhinderung bestimmt die Versammlung den Protokoll-
führer. Das Protokoll soll Ort und Zeit der Versammlung, die Zahl der erschienenen 
Mitglieder, die Person von Versammlungsleiter und Protokollführer, die Tagesordnung 
sowie die gefassten Beschlüsse samt Art der Abstimmung und Abstimmungsergebnis-
sen enthalten.  

4. Die Mitgliederversammlung kann jeweils entweder real (als reine Präsenzversamm-
lung), und – sofern keine zwingenden Gesetzbestimmungen entgegenstehen – virtuell 
(ausschließlich unter Einsatz technischer Kommunikationsmittel) oder in hybrider 
Form als Online-Präsenzversammlung (Präsenzversammlung an der nicht physisch an-
wesende Mitglieder elektronisch teilnehmen können) erfolgen. Der Vorstand entschei-
det hierüber nach seinem Ermessen und teilt dies den Mitgliedern in der Einladung mit. 
Die Vorschrift des § 32 Abs. 2 BGB bleibt hiervon unberührt. 

5. Virtuelle Mitgliederversammlungen finden in einem nur für Mitglieder zugänglichen 
Chatroom statt. Mitglieder müssen sich hierbei mit ihren Daten sowie einem gesonder-
ten Passwort anmelden Das Passwort ist jeweils nur für eine virtuelle Mitgliederver-
sammlung gültig. Mitglieder, die ihre E–Mail-Adresse beim Verein registriert haben, 
erhalten das Passwort durch eine gesonderte E–Mail, die übrigen Mitglieder erhalten 
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das Passwort per Brief. Ausreichend ist eine Versendung des Passworts zwei Tage vor 
der Mitgliederversammlung an die dem Verein zuletzt bekannt gegebene (E-Mail–) 
Adresse bzw. eine Woche vor Versammlung an die dem Verein zuletzt bekanntgege-
bene Postadresse. Die Mitglieder sind verpflichtet, das Passwort geheim zu halten. Eine 
Weitergabe an dritte Personen ist nicht zulässig. 

6. Im Fall einer Online-Präsenzversammlung entscheidet der Vorstand über die Modali-
täten der Fernabstimmung, die allen Mitgliedern die Teilnahme im Wege elektroni-
scher Kommunikation ermöglicht. 

7. Der Vorstand kann auch entscheiden, dass jedes Mitglied, das es wünscht, seine 
Stimme – auch ohne an der Versammlung teilzunehmen – im Wege elektronischer 
Kommunikation abgeben darf. In diesem Fall muss dem Verein die Stimme bis zum 
Ablauf des Tages vor dem Versammlungstag zugegangen sein. 

8. Die Mitgliederversammlungen finden stets unter Ausschluss der Öffentlichkeit statt. 
Über die Zulassung von Gästen hat der Versammlungsleiter zu entscheiden. Gäste dür-
fen sich nicht an der Diskussion beteiligen, soweit die Mitgliederversammlung hierüber 
nicht mit der einfachen Mehrheit der abgegebenen Stimmen anderweitig beschließt.  

 
 

§ 11 
Einberufung der Mitgliederversammlung 

 
1. Die Mitgliederversammlung ist vom Vorstand unter Einhaltung einer Frist von zwei 

Wochen einzuberufen. Die Einberufung erfolgt schriftlich an die letzte vom Mitglied 
schriftlich bekanntgegebene Adresse unter Angabe der Tagesordnung. Mitglieder, die 
dem Verein eine E–Mail-Adresse mitgeteilt haben, können auch elektronisch durch 
Übermittlung einer E–Mail an die zuletzt in Textform mitgeteilte E–Mail-Adresse ge-
laden werden, wenn das Mitglied nicht in Textform anderes mitgeteilt hat. Die La-
dungsfrist beginnt mit dem auf die Absendung der Einladung folgenden Tag. 

2. Jedes Mitglied kann beantragen, dass weitere Angelegenheiten nachträglich auf die Ta-
gesordnung gesetzt werden. Geht ein solcher Antrag spätestens eine Woche vor dem 
Tag der Mitgliederversammlung schriftlich beim Vorstand ein, ist die Tagesordnung 
zu Beginn der Mitgliederversammlung entsprechend zu ergänzen. Geht er später ein 
oder wird er erst in der Mitgliederversammlung gestellt, beschließt die Mitgliederver-
sammlung über die Zulassung.  

 
 

§ 12 
Beschlussfassung der Mitgliederversammlung 

 
1. Die Mitgliederversammlung ist beschlussfähig, wenn mindestens ein Viertel aller Ver-

einsmitglieder anwesend ist. Bei Beschlussunfähigkeit hat der Vorstand innerhalb ei-
nes Monats eine zweite Mitgliederversammlung mit der gleichen Tagesordnung einzu-
berufen. Diese zweite Mitgliederversammlung ist ohne Rücksicht auf die Zahl der er-
schienenen Vereinsmitglieder beschlussfähig, wenn hierauf in der Einladung hingewie-
sen wurde. Für deren Ladung gelten im Übrigen die allgemeinen Ladungsbestimmun-
gen.  
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2. Die Mitgliederversammlung wird vom 1. Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung vom 
2. Vorsitzenden geleitet. Ist auch der 2. Vorsitzende verhindert, bestimmt die Ver-
sammlung den Versammlungsleiter aus dem Kreis der Vereinsmitglieder. Bei Wahlen 
kann die Versammlungsleitung für die Dauer des Wahlgangs und der vorhergehenden 
Aussprache einem anderen Vereinsmitglied oder einem Wahlausschuss übertragen 
werden.  

3. In der Mitgliederversammlung hat jedes (Ehren-)Mitglied eine Stimme. Die Art der 
Abstimmung bestimmt der Versammlungsleiter. Die Abstimmung muss jedoch schrift-
lich durchgeführt werden, wenn mindestens ein Viertel der bei der Abstimmung anwe-
senden stimmberechtigten Mitglieder dies verlangt.  

4. Soweit in gegenwärtiger Satzung nicht ausdrücklich anders bestimmt, fasst die Mit-
gliederversammlung Beschlüsse mit der einfachen Mehrheit der abgegebenen Stim-
men. Eine Mehrheit von drei Vierteln der abgegebenen Stimmen ist jedoch erforderlich 
für: 

(a) die Änderung der Satzung, 
(b) die Auflösung des Vereins, 
(c) die Zulassung von nachträglichen Anträgen auf Ergänzung der Tagesordnung. 

5. Stimmenthaltungen werden bei der Feststellung der Mehrheit nicht mitgezählt. Ungül-
tige Stimmen werden ebenfalls nicht mitgezählt; sie gelten als nicht abgegeben. Eine 
Enthaltung liegt vor, wenn bei offener Abstimmung die Stimme als Enthaltung abge-
geben wird, bei schriftlicher Abstimmung, wenn der Stimmzettel unverändert abgege-
ben oder als Enthaltung gekennzeichnet wird. 

6. Das Stimmrecht kann entweder persönlich oder durch einen Bevollmächtigten ausge-
übt werden. Bevollmächtigt werden können nur andere Vereinsmitglieder. Die Bevoll-
mächtigung kann nicht allgemein, sondern nur beschränkt auf die jeweilige Mitglieder-
versammlung erteilt werden. Die Bevollmächtigung ist schriftlich nachzuweisen. Un-
tervollmacht kann nicht erteilt werden. Mitglieder dürfen nicht mehr als zwei Voll-
machtgeber gleichzeitig vertreten.  

7. Mitglieder, die das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, dürfen ihr Stimmrecht 
nicht persönlich ausüben; für sie handelt der gesetzliche Vertreter.  

8. Für Wahlen gelten die Bestimmungen über die Beschlussfassung entsprechend. Der 
Versammlungsleiter kann dabei bestimmen, dass über mehrere zu wählende Ämter in 
einem Wahlgang abgestimmt wird. Erreicht im ersten Wahlgang kein Kandidat die ab-
solute Mehrheit, ist die Wahl zu wiederholen. Erreicht auch im zweiten Wahlgang kein 
Kandidat die absolute Mehrheit, genügt im dritten und in weiteren Wahlgängen die 
einfache Mehrheit. Erreicht auch nach mindestens drei Wahlgängen kein Kandidat eine 
Mehrheit, kann der Versammlungsleiter bestimmen, dass das Los entscheidet. 

 
 

§ 13 
Kassenführung 

 
1. Der Schatzmeister hat über die Kassengeschäfte Buch zu führen und eine Jahresrech-

nung zu erstellen, eine externe Unterstützung ist möglich.  
2. Die Jahresrechnung wird von einem Kassenprüfer geprüft, der von der Mitgliederver-

sammlung gewählt werden. Für dessen Wahl, Wählbarkeit und Amtsdauer gelten die 
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Bestimmungen für Vorstandsmitglieder entsprechend. Die geprüfte Jahresrechnung ist 
der Mitgliederversammlung zur Beschlussfassung vorzulegen. 

 
 

§ 14 
Vereinsstrafen 

 
1. Folgende Pflichtverletzungen können mit einer Vereinsstrafe belegt werden:  

(a) Verstoß gegen den Vereinszweck oder gegen das Vereinsinteresse, 
(b) Verstoß gegen die Vereinssatzung und/oder die Vereinsordnungen, 
(c) Verstoß gegen Beschlüsse und/oder Anordnungen der Vereinsorgane, 
(d) unehrenhaftes Verhalten, sowohl innerhalb als auch außerhalb des Vereinslebens, 
(e) Verlust der Fähigkeit, öffentliche Ämter zu bekleiden oder Rechte aus öffentlichen 

Wahlen zu erlangen (§ 45 Strafgesetzbuch). 
2. Eine schuldhafte, mindestens fahrlässig begangene Pflichtverletzung kann mit einer 

der folgenden Vereinsstrafen geahndet werden: 
(a) Verwarnung, 
(b) Verweis, 
(c) Betretungs- und Benutzungsverbot für längstens drei Monate für alle vom Verein 

betriebenen Anlagen und Gebäude, 
(d) Suspendierung von Vereinsämtern, 
(e) Geldstrafen bis zu 1.000,00 EUR, 
(f) Ausschluss aus dem Verein. 

3. Das Verhängen einer Vereinsstrafe setzt voraus, dass die Pflichtverletzung nicht uner-
heblich ist. Der Ausschluss aus dem Verein setzt eine grobe Pflichtverletzung voraus. 
Einer groben Pflichtverletzung stehen eine wiederholte oder mehrere erhebliche 
Pflichtverletzungen gleich. Die Vereinsstrafen Nr. 3 lit. c – e können auch bei einer 
einzigen Pflichtverletzung in Kombination verhängt werden. 

4. Über die Verhängung einer Vereinsstrafe entscheidet der Vorstand. 
5. Vor der Entscheidung über eine der genannten Vereinsstrafen ist dem Mitglied Gele-

genheit zur Stellungnahme zu geben. Die Entscheidung ist dem Mitglied bekannt zu 
geben. Die Entscheidung über den Ausschluss ist immer schriftlich zu begründen. 

6. Gegen die Entscheidung über den Ausschluss kann das Mitglied innerhalb eines Mo-
nats schriftlich Einspruch beim Vorstand einlegen. Über den Einspruch entscheidet die 
Mitgliederversammlung, die innerhalb von drei Monaten nach Eingang des Einspruchs 
als außerordentliche stattzufinden hat, falls innerhalb dieser Frist keine ordentliche 
Mitgliederversammlung stattfindet, die über den Einspruch entscheidet. In der Ladung 
ist der Tagesordnungspunkt anzugeben und darauf hinzuweisen, dass sowohl die Be-
gründung des Ausschlusses als auch die Einspruchsbegründung des Mitgliedes auf der 
Geschäftsstelle zur Einsicht ausliegen und in der Mitgliederversammlung vor der Ab-
stimmung verlesen werden. Der Ausschluss wird nur wirksam, wenn er von der Mit-
gliederversammlung innerhalb der Frist mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der ab-
gegebenen Stimmen bestätigt wird. Versäumt das Mitglied die Einspruchsfrist, wird 
der Ausschluss mit deren Ablauf ohne weiteren Entscheid der Mitgliederversammlung 
wirksam. Über den Ausschluss eines Vorstandsmitglieds entscheidet originär die 
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Mitgliederversammlung mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stim-
men. Auch gegen deren Entscheidung ist der Einspruch zur nochmaligen Entscheidung 
zulässig. 

 
 

§ 15 
Auflösung des Vereins 

 
1. Die Auflösung des Vereins erfolgt durch Beschluss der Mitgliederversammlung. Die 

Versammlung ist beschlussfähig, wenn mindestens zwei Drittel der stimmberechtigten 
Vereinsmitglieder anwesend sind. Der Auflösungsbeschluss bedarf einer Mehrheit von 
vier Fünfteln der abgegebenen Stimmen. Herrscht in der Versammlung mangels aus-
reichender Mitgliederpräsenz keine Beschlussfähigkeit, so ist binnen einer Frist von 
vier Wochen eine weitere Mitgliederversammlung mit gleicher Tagesordnung einzu-
berufen, die ohne Rücksicht auf die Zahl der anwesenden Mitglieder beschlussfähig 
ist, wenn hierauf in der Einladung hingewiesen wurde. Der Beschluss über die Auflö-
sung bedarf auch in der weiteren Versammlung der Zustimmung von vier Fünfteln der 
abgegebenen Stimmen.  

2. Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwe-
cke fällt das Vermögen des Vereins an eine juristische Person des öffentlichen Rechts 
oder eine andere steuerbegünstigte Körperschaft zwecks Verwendung für den Tier-
schutz im Sinne des § 52 Abs. 2 Nr. 14 AO. 

3. Liquidatoren sind der 1. und 2. Vorsitzende als je einzelvertretungsberechtigte Liqui-
datoren, soweit die Versammlung nichts anderes beschließt.  

 
 


